
Antrag auf Hundehaltung

Richtet sich nach der Hundehalterordnung – HundehV der Stadt Spremberg

Wohnungsnummer (*):

Vor- und Nachname (*):

Adresse (*):

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich bitte um Zustimmung zur Hundehaltung ab dem                 in der von mir angemieteten 
Wohnung. Zur Prüfung dieses Antrages mache ich nachfolgende Angaben:

Name des Hundes:

Hunderasse (*):

Hinweis: Gemäß § 1 Abs (3) HundehV dürfen Gefährliche Hunde (siehe Anlage 1)  nicht in Mehrfamilienhäusern gehalten werden. Von
dem Verbot  nach  Satz  1  kann  im Rahmen der  Erlaubnis  nach  §  10  befreit  werden,  wenn unter  Berücksichtigung  der  örtlichen
Verhältnisse sichergestellt ist, dass Menschen, Tiere oder Sachen nicht gefährdet werden.

Alter des Tieres:

Größe (*):

Gewicht (*):

Ich werde den Hund steuerlich anmelden. Die Haltung werde ich bei der zuständigen Ordnungsbehörde der
Stadt Spremberg anzeigen, wenn der Hund eine Widerristhöhe von mindestens 40 Zentimetern oder ein
Gewicht von mindestens 20 kg hat. Die entsprechenden Bescheide sowie den Nachweis der Zuverlässigkeit
im Sinne des § 12 HundehV lege ich unaufgefordert bei der GeWoBa mbH Spremberg zur Einsichtnahme
vor. Mir ist bekannt, dass ohne Vorlage der Nachweise keine weitere Bearbeitung meines Antrags erfolgt. Ein
unvollständiger Antrag wird nicht bearbeitet,  es erfolgt ohne weitere Erinnerung /  Mahnung die sofortige
Ablehnung.

 Anbei erhalten Sie ein Foto meines Hundes. (*)

Ich bin darauf hingewiesen worden, dass die Tierhaltung erst nach erfolgter Zustimmung als erlaubt gilt.

………………………………………….
Datum         Unterschrift

(*) Pflichtfeld

https://spremberg.de/link/katalog/100484


Anlage 1 

§ 8 Gefährliche Hunde 

(1) Als gefährliche Hunde im Sinne dieser Verordnung gelten:

Hunde, bei denen auf Grund rassespezifischer Merkmale, Zucht, Ausbildung oder Abrichten von einer
über das natürliche Maß hinausgehenden Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder einer anderen in
ihrer Wirkung vergleichbaren, Mensch oder Tier gefährdenden Eigenschaft auszugehen ist, Hunde, die
als bissig gelten,  weil  sie einen Menschen oder ein Tier  durch Biss geschädigt  haben,  ohne selbst
angegriffen oder dazu durch Schläge oder in ähnlicher Weise provoziert worden zu sein, oder weil sie
einen anderen Hund trotz dessen erkennbarer artüblicher Unterwerfungsgestik gebissen haben,

Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie unkontrolliert Wild oder andere Tiere hetzen oder
reißen, oder

Hunde, die ohne selbst  angegriffen oder provoziert  worden zu sein,  wiederholt  Menschen gefährdet
haben oder wiederholt Menschen in gefahrdrohender Weise angesprungen haben.

(2) Hunde  folgender  Rassen  oder  Gruppen  sowie  deren  Kreuzungen  untereinander  oder  mit  anderen
Hunden gelten auf Grund rassespezifischer Merkmale oder Zucht als gefährliche Hunde im Sinne des
Absatzes 1 Nr. 1:

 American Pitbull Terrier,

 American Staffordshire Terrier,

 Bullterrier,

 Staffordshire Bullterrier und

 Tosa Inu.

(3) Insbesondere bei Hunden folgender Rassen oder Gruppen sowie deren Kreuzungen untereinander oder
mit anderen Hunden ist von der Eigenschaft eines gefährlichen Hundes auf Grund rassespezifischer
Merkmale oder Zucht im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 auszugehen, solange der Hundehalter nicht im
Einzelfall  der  örtlichen  Ordnungsbehörde  nachgewiesen  hat,  dass  der  Hund  keine  gesteigerte
Kampfbereitschaft,  Angriffslust,  Schärfe oder eine andere in ihrer Wirkung vergleichbare Eigenschaft
gegenüber Mensch oder Tier aufweist:

1. Alano,
2. Bullmastiff,
3. Cane Corso,
4. Dobermann,
5. Dogo Argentino,
6. Dogue de Bordeaux,
7. Fila Brasileiro,
8. Mastiff,
9. Mastin Español,
10.Mastino Napoletano,
11. Perro de Presa Canario,
12.Perro de Presa Mallorquin und
13.Rottweiler.

Der Nachweis nach Satz 1 ist nur bei Hunden zulässig, die das erste Lebensjahr
vollendet haben. Über den Nachweis nach Satz 1 erteilt die örtliche Ordnungsbehörde eine Bescheinigung
(Negativzeugnis). Zuvor hat der Halter den Hund dauerhaft mit Hilfe eines Mikrochip-Transponders gemäß
ISO-Standard  kennzeichnen  zu  lassen  und  dies  und  seine  Zuverlässigkeit  nach  §  12  der  örtlichen
Ordnungsbehörde nachzuweisen. Mit dem Negativzeugnis erhält der Hundehalter eine Plakette nach § 2
Abs. 3 Satz 5. Das Negativzeugnis verliert mit dem Wechsel des Hundehalters sowie nach der Feststellung
der Gefährlichkeit des Hundes seine Gültigkeit.



Anlage 2

§ 12 Zuverlässigkeit

(1) Die erforderliche Zuverlässigkeit im Sinne der §§ 2, 5 Abs. 1 und der §§ 6, 7 und 10 
Abs. 2 Nr. 3 besitzen in der Regel Personen nicht, die insbesondere

1. wegen vorsätzlichen Angriffs auf das Leben oder die Gesundheit, Vergewaltigung, Zuhälterei, Land-
oder Hausfriedensbruchs, Widerstandes gegen die Staatsgewalt, einer gemeingefährlichen Straftat
oder einer Straftat gegen das Eigentum und das Vermögen,

2. mindestens zweimal wegen einer im Zustand der Trunkenheit begangenen Straftat oder

3. wegen einer Straftat gegen das Tierschutzgesetz, das Waffengesetz, das Gesetz über die Kontrolle
von Kriegswaffen, das Sprengstoffgesetz oder das Bundesjagdgesetz

4. rechtskräftig verurteilt worden sind, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung
fünf Jahre noch nicht verstrichen sind. In die Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher der
Antragsteller auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist.

(2) Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen ferner in der Regel Personen nicht, die

1. wiederholt oder gröblich gegen die Vorschriften des Tierschutzgesetzes, des Waffengesetzes, des
Gesetzes  über  die  Kontrolle  von  Kriegswaffen,  des  Sprengstoffgesetzes  oder  des
Bundesjagdgesetzes oder gegen die §§ 1, 2, 3 Abs. 1 bis 3, §§ 4, 6, 7, 8, 10 Abs. 1 und 4 sowie die
§§ 13 und 16 dieser Verordnung verstoßen haben,

2. auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder seelischen Behinderung Betreute
nach § 1896 des Bürgerlichen Gesetzbuches sind,

3. trunksüchtig oder rauschmittelsüchtig sind oder

4. keinen festen Wohnsitz nachweisen können.

(3) Als Nachweis der Zuverlässigkeit ist ein Führungszeugnis nach den Vorschriften des 
Bundeszentralregistergesetzes vorzulegen, das im Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als drei Monate
sein darf. Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken gegen die Zuverlässigkeit im Sinne des Absatzes 2
Nr. 3 begründen, so kann die örtliche Ordnungsbehörde von dem Erlaubnispflichtigen die Vorlage
eines amts- oder fachärztlichen Gutachtens verlangen.
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